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Ein rasanter Trend zur Globalisierung hat die letzten Jahr-
zehnte des 20. Jahrhunderts maßgeblich geprägt. Insbe-
sondere seit 1990 waren konstant hohe Wachstumsraten 
des Welthandels zu beobachten, die um einiges höher 
waren als das generelle Wachstum der Weltwirtschaft 
(vgl. Abbildung 1). Nach kleineren Einbrüchen der Wachs-
tumsraten in den späten 1990er und frühen 2000er Jah-
ren, hat jedoch die weltweite Finanzkrise in 2008/2009 
Sand ins Getriebe der Globalisierung gestreut und die-
sen Trend jäh unterbrochen. Das negative Wachstum des 
Handelsvolumens, welches in 2009 zu beobachten war, 
wurde jedoch durch positive Rekordraten 2010 und 2011 
rasch wieder wettgemacht. Nach einer kurzen Erholungs-
phase kam dann die nächste Ladung Sand in Gestalt von 
protektionistischen Maßnahmen in mehreren Ländern. 
Dies hat dazu geführt, dass spätestens seit Beginn der 
US-Präsidentschaft von Donald Trump die Globalisierung 
von großen Verwerfungen geprägt ist.

Präsident Trumps America-First-Politik – die auch unter 
Präsident Biden noch spürbar ist – ist ein Zeichen eines 
neuen starken Trends: das stärkere Zurückgreifen von Re-
gierungen auf geoökonomische Mittel zur Erreichung von 
außenpolitischen aber auch ökonomischen Zielen. Die-
ser Trend wird vermutlich die internationale Handelspoli-
tik, aber auch andere Politikbereiche, im 21. Jahrhundert 
maßgeblich prägen. Geoökonomische Instrumente um-
fassen beispielsweise Sanktionen und Exportbeschrän-
kungen, aber auch die strategische Beschränkung oder 

Öffnung des Zugangs zu Anleihen, Finanztransaktionen 
oder Wirtschaftshilfe. Allesamt im Grunde protektionisti-
sche Maßnahmen, die den internationalen Austausch von 
Gütern, Kapital, Menschen oder Technologie behindern.

So haben die USA Handelsbarrieren in Form von Zöllen 
gegenüber China und anderen Handelspartnern ausge-
baut. Dies eskalierte in einem Handelskrieg zwischen den 
USA und China, der selbst nach Ende der Präsidentschaft 
Trump noch anhält. Dies hat massive Auswirkungen nicht 
nur auf diese zwei Länder, sondern auch auf deren Han-
delspartner. Für die USA und China beispielsweise hatte 
die stufenweise Anhebung der gegenseitigen Zölle bis hin 
zu durchschnittlich mehr als 20 % insbesondere negative 
Auswirkungen auf die reale Produktion, aber ebenso auf 
die Wohlfahrt der beiden Länder (Mao und Görg, 2020; 
Felbermayr et al., 2021).

Zur gleichen Zeit wurden die Prinzipien des internationa-
len Handels und die Rolle der WTO durch diese und an-
dere Auseinandersetzungen unterminiert. So stehen die 
im Wirtschafts- und Handelsabkommen (ETA) zwischen 
den USA und China vereinbarten Zielgrößen für den bi-
lateralen Handel im Widerspruch zu Artikel 1 des GATT, 
welcher die WTO-Mitglieder zu einer diskriminierungsfrei-
en Handelspolitik verpfl ichtet (Chowdhry und Felbermayr, 
2020). Darüber hinaus hat die Blockadepolitik der USA im 
Hinblick auf den Appellate Body der WTO anderen Mit-
gliedstaaten verwehrt, sich gegen mögliche Rechtsverlet-
zungen auf WTO-Ebene zu wehren. Zwar arbeiten die EU 
und China an Reformen, um solche Blockaden zu verhin-
dern (Garcia-Herrero et al., 2020), dennoch hat der Multi-
lateralismus dadurch großen Schaden davongetragen. 
Für die WTO, die sich zwar bereits seit dem Scheitern der 
Doha-Runde in der Krise befi ndet, haben diese Friktionen 
die Schwächen der Institution noch einmal deutlich her-
vorgehoben.

Währenddessen hat China seinerseits zunehmend in 
geoökonomische Megaprojekte wie die Neue Seidenstra-
ße investiert und auch seine strategischen Investitionen 
in Afrika massiv ausgebaut. In dem Bestreben, Chinas 
Ausbau seiner geopolitischen Einfl usssphäre etwas ent-
gegenzusetzen, haben die G7 im Juni 2021 die Initiative 
Build Back Better World (B3W) gestartet, welche Pri-
vatinvestitionen in Infrastrukturprojekte in Entwicklungs-
ländern fördern soll. Aber während die Transition von 
ökonomisch getriebener Außenwirtschaftspolitik hin zu 
einer stärker außenpolitisch und geopolitisch motivierten 
Außenwirtschaftspolitik in den USA erst in den vergan-
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Abbildung 1
Entwicklung des Welthandels und Welt-BIP
prozentuales Wachstum

Quelle: eigene Berechnung basierend auf Daten der Weltbank (World De-
velopment Indicators).

genen Jahren vollzogen wurde und in der EU erst in den 
kommenden Jahren zu erwarten ist (Pisani-Ferry, 2021), 
verwendet China bereits versiert geoökonomische In-
strumente. So ist die Investitionspolitik Chinas an politi-
sche Bedingungen geknüpft und die Verträge sind meist 
undurchsichtig. Zudem schließen sie eine Umschuldung 
oftmals explizit aus (Gelpern et al., 2021).

Zudem ist weltweit zunehmend die Anwendung eines 
weiteren geoökonomischen Druckmittels zu beobachten: 
Sanktionen. Die Zahl der verhängten Sanktionen ist von 
etwa 20 im Jahr 1950 auf etwa 250 im Jahr 2019 gestie-
gen (Felbermayr et al., 2020). Diese werden im Gegensatz 
zu den breit angelegten Sanktionsregimen der 1970er- 
und 1980er-Jahre etwa gegen Kuba oder den Iran, unter 
denen die Bevölkerung massiv litt, immer gezielter auf die 
Sektoren Finanzen, Reisen, militärische Unterstützung 
und Handel ausgerichtet.

Die COVID-19-Pandemie und der in vielen Ländern da-
mit einhergehende Fokus auf nationale Interessen ha-
ben diese protektionistischen Bestrebungen darüber 
hinaus noch verschärft. Zum einen wurden für in der 
Pandemie benötigte medizinische Produkte Exportbe-
schränkungen erlassen, und es entbrannte ein Wettlauf 
um Impfstoffe (Fuchs et al., 2020). Zum anderen haben 
diese Exportbeschränkungen gepaart mit oben ge-
nannten geoökonomischen Mitteln den Druck für man-
che Länder wie beispielsweise den Iran drastisch erhöht 
(Chowdhry et al., 2020a).

Diese protektionistischen Maßnahmen, egal welche Ge-
stalt sie annehmen, wirken sich negativ auf den Handel 
und andere Aspekte der Globalisierung aus. Handels-

barrieren erhöhen die Kosten importierter Produkte, was 
die Nachfrage reduziert. Negative Schlagzeilen über be-
stimmte Länder, oder gar Boykottaufrufe können eben-
falls dazu beitragen, dass Konsument:innen Produkte 
bestimmter Herkunftsländer scheuen und damit den 
Handel reduzieren. Darüber hinaus denken mittlerweile 
viele Unternehmen darüber nach, globale Lieferketten 
zu verkürzen und die Produktion „nach Hause“ zu holen. 
Laut einer Studie von Flach et al. (2021) geben etwa 10 % 
der deutschen Unternehmen in einer Befragung an, dass 
sie beabsichtigen, in Zukunft mehr Vorprodukte und Ma-
terialien aus dem heimischen oder EU-Raum zu bezie-
hen und damit die Lieferkette (sprich Handelsbeziehun-
gen) zu verkürzen.

Da die Nutzung geoökonomischer Instrumente nichts 
Neues ist, stellt sich die Frage, was die Geoökonomie 
gerade jetzt zu einem so wichtigen Trend macht. Der 
Rückzug der USA aus ihrer hegemonialen Rolle sowie der 
Aufstieg Chinas und anderer Global Player haben die po-
litische Weltordnung verändert. Diese hat sich weg von 
einer regelbasierten hin zu einer machtbasierten Ordnung 
verschoben. Defi zite und Schwächen in den internationa-
len Institutionen, insbesondere in der WTO, haben dies 
weiter befeuert. Darüber hinaus hat die Globalisierung die 
Welt enger vernetzt und so auch mehr Abhängigkeiten 
und Verwundbarkeiten geschaffen, welche nun genutzt 
werden können, um wirtschaftlichen Zwang auszuüben.

Die Geoökonomik sorgt für eine Verfl echtung von 
Außenwirtschaft(-spolitik) und Außenpolitik (Pisani-Fer-
ry, 2021). Da die EU über eine besondere Kompetenz in 
der Handelspolitik verfügt, werden zunehmend die be-
grenzt verfügbaren handelspolitischen Instrumente für 
eine wachsende Zahl an ökonomischen und politischen 
Zielen verwendet. Dies war nicht immer so. Handelspo-
litik hatte ursprünglich das klar defi nierte ökonomische 
Ziel der Export- und Importförderung. Weitere Ziele wie 
die Wohlfahrtsmaximierung und später die Adressierung 
ökonomischer Ungleichheit führten zu einer breiteren 
Zielsetzung von Handelspolitik, welche auch die Ver-
teilung der Handelsgewinne adressierte. In den vergan-
genen Jahren begann die europäische Handelspolitik 
unter der Einbeziehung von Umwelt-, Menschenrechts-, 
Arbeits- und Sozialstandards, zu einem Instrument der 
Außenpolitik zu werden. Dabei wird es immer schwieri-
ger, zwischen den unterschiedlichen Zielen der strategi-
schen Autonomie, Offenheit und Nachhaltigkeit abzuwä-
gen (Kamin et al., 2021).

Welche Möglichkeiten haben also Deutschland und die 
EU, sich im internationalen Machtspiel zu behaupten 
und dennoch die Prinzipien der Offenheit und Nachhal-
tigkeit nicht zu verletzen?
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Für die EU ebenso wie für Deutschland ist der Außen-
handel eine der wichtigsten Säulen. 14,5 % der welt-
weiten Exporte (gefolgt von China mit 10,6 % und den 
USA mit 10,1 %) entfi elen im Jahr 2019 auf die EU27. Und 
auch bei den Importen von Waren und Dienstleistungen 
lag die EU27 im Jahr 2019 mit rund 13,1 % vor den USA 
(12,8 %) und China (10,2 %) weltweit in Führung.1 Die EU 
hat daher einen starken Anreiz, für offenen und fairen 
Handel, klar geregelt durch multilaterale Institutionen, 
einzutreten. Gremien wie die G7 und G20 stellen dafür 
einen guten Rahmen, und die Wichtigkeit der EU als Ein-
heit gibt ihr eine gute Ausgangsposition zur Durchset-
zung ihrer Interessen.

Der Fakt, dass die EU nach wie vor die wichtigste Han-
delspartnerin für viele Länder ist, ermöglicht ihr be-
trächtlichen Einfl uss auf die Festlegung von internatio-
nalen Standards für Waren und Dienstleistungen, da sie 
im Gegenzug für den Zugang zum EU-Binnenmarkt eine 
Angleichung an diese Standards von ihren Handelspart-
nern verlangen kann. Dieser „Brussels Effect“ (Bradford, 
2020) bedeutet, dass die EU ihre eigenen Vorschriften 
und Normen extra-territorialisieren und damit ihre Ein-
fl usssphäre ausweiten kann. Dies lässt sich z. B. bei der 
Datenschutz-Grundverordnung und der Chemikalien-
verordnung REACH sowie in vielen anderen Bereichen 
beobachten (Gehrke, 2020). Dabei hängt die Stärke des 
Brussels Effect maßgeblich von der Größe und Quali-
tät des EU-Binnenmarktes ab und hat genau dort auch 
seine Grenzen. So bestehen Handelshindernisse in der 
EU aufgrund sprachlicher, kultureller und rechtlicher Un-
terschiede zwischen den einzelnen EU-Ländern. Diese 
Heterogenität ist mit höheren Kosten für ausländische 
Anbieter verbunden.2

Vor dem Hintergrund der Verschiebung der globalen 
wirtschaftlichen und politischen Ordnung im vergan-
genen Jahrzehnt ist die Ausweitung der bilateralen 
Handelspartnerschaften der EU von strategischer Be-
deutung. Derzeit hat die EU 36 Handelsabkommen mit 
77 Handelspartnern abgeschlossen, und etwa 25 Han-
delsabkommen werden verhandelt. Über Handels- und 
Investitionsabkommen hat die EU die Möglichkeit, ihre 
geoökonomische Reichweite zu vergrößern. So verbes-
sert beispielsweise das Ende 2020 mit China verhandelte 
Comprehensive Agreement on Investment die Verhand-
lungsposition der EU gegenüber China, indem es die 
Bedingungen für europäische Unternehmen in Bezug 

1 Eigene Berechnungen auf Basis der Eurostat Database, https://
ec.europa.eu/eurostat/data/database/.

2 Ein weiteres Hindernis für den Brussels Effect entsteht dort, wo an-
dere Länder strengere Regulierungen erlassen. Hier müssen EU-Un-
ternehmen sich ausländischen Vorschriften anpassen, um nicht den 
Marktzugang zu verlieren.

auf fairen Wettbewerb und Marktzugang in China ver-
bessert. Gleichzeitig besteht jedoch die Kritik, dass es 
immer noch an Investitionsschutzstandards und Inves-
tor-Staat-Streitbeilegungsverfahren mangelt und dass 
beispielsweise die Regeln zur Einhaltung von Umwelt- 
und Arbeitsstandards zu schwach ausgeprägt seien (Bi-
ckenbach und Liu, 2021). Ein Handelsabkommen mit den 
USA steht noch aus, jedoch hat die Notwendigkeit für ei-
ne transatlantische Kooperation seit dem Scheitern der 
TTIP-Verhandlungen nicht an Wichtigkeit eingebüßt. Sol-
che und weitere Abkommen mit vielen anderen Partnern 
wie z. B. Indien und Indonesien, aber auch dem Merco-
sur, sind für die Stärkung der Position der EU elementar, 
können aber gleichzeitig auch ein wichtiger Schritt hin 
zur Stärkung multilateraler Institutionen sein.

Natürlich stehen der EU auch Instrumente zur Verfü-
gung, mit denen sie sich im Rahmen des internationalen 
Handelsrechts durch protektionistische Maßnahmen 
gegen wettbewerbswidriges Verhalten durch Handels-
partner wehren kann. Zum einen gibt es Handelsschut-
zinstrumente wie Antidumping- sowie Ausgleichs und 
Schutzzölle. Ein weiteres Instrument sind die oben be-
reits erwähnten Sanktionen. Die Wirksamkeit von Sank-
tionen zur Erreichung politischer Ziele ist umstritten, an-
ders als es die negativen wirtschaftlichen Folgen sind, 
die sie für die Zielländer in der Regel haben. Oftmals 
trifft dies aber auch auf die sanktionierenden Staaten zu 
(Chowdhry et al., 2020b).

In der kurzen Frist ist nicht mit einer Umkehr des Trends 
hin zur Geoökonomie zu rechnen. Ganz im Gegenteil 
kann vermutet werden, dass sich der Trend im Zuge 
der erwachenden Machtinteressen der verschiedenen 
Global Player auch längerfristig verstetigen wird. Ist die 
Globalisierung also in einer Krise?

Obwohl der Güterhandel besonders von den aktuellen 
Friktionen wie Brexit, COVID-19 und Lieferketteneng-
pässen betroffen ist, wird deutlich, dass der Dienstleis-
tungshandel wächst und hier auch noch Potenziale aus-
zuschöpfen sind. Angesichts der vielfältigen adversen 
geopolitischen Entwicklungen und den damit verbunde-
nen protektionistischen Maßnahmen ist es vielleicht eher 
verwunderlich, dass der internationale Handel trotz allem 
noch relativ stark wächst – im Großen und Ganzen ge-
meinsam mit der globalen Produktion, wie man es erwar-
ten würde. Dies zeigt, dass die Fundamente der Globali-
sierung trotz allen negativen Einfl üssen stark sind. Daher 
sollte man vielleicht weniger davon sprechen, dass die 
Globalisierung in einer Krise ist, sondern eher, dass die 
internationalen Beziehungen auf einem Tiefpunkt sind. 
Und dies kann leider noch weitreichendere Folgen haben 
als einen Rückgang im internationalen Handelsvolumen.
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